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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Nach Abschluss des Ehevorbereitungsverfahrens besteht im geltenden Recht noch eine
Wartefrist von zehn Tagen, bevor die Ehe geschlossen werden kann. Seit der
Abschaffung des Vekündverfahrens erfüllt diese Frist jedoch keinen Zweck mehr. In der
Herbstsession 2018 stimmte auch der Nationalrat mit 129 zu 43 Stimmen bei einer
Enthaltung der Abschaffung dieser Mitwirkungsfrist zu und schrieb die Motion Caroni
(fdp, AR), die Auslöser dieser Gesetzesanpassung war, ab. Wie schon in der
Gesamtabstimmung stellte sich auch in der Schlussabstimmung die SVP-Fraktion gegen
die entsprechende Änderung des ZGB, welche im Nationalrat somit mit 127 zu 64
Stimmen ausging. Der Ständerat hingegen verabschiedete den Entwurf in der
Schlussabstimmung abermals einstimmig. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2018
KARIN FRICK

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten und vor allem ihre
vom Nationalrat geänderte Form sorgten im Ständerat in der Sommersession 2019 für
ausführliche Diskussionen. Bereits in den Kommissionen waren Anträge auf Sistieren
und Rückweisung an den Bundesrat abgelehnt worden und auch in der Plenumsdebatte
stand ein Rückweisungsantrag Zanetti (sp, SO) im Raum. Durch eine Rückweisung an
den Bundesrat könne dieser die Vorlage insofern ändern, als der Abzug nicht mehr bei
der Bemessungsgrundlage, sondern beim Steuerbetrag vorgenommen werde, erklärte
Zanetti. Dadurch profitierten zwar nicht alle Eltern, aber doch ein grösserer Teil des
Mittelstandes als bei der bisherigen Regelung. Dieser Vorschlag traf im Rat nicht auf
offene Ohren. Für die Kommission legte Andrea Caroni (fdp, AR) drei Argumente gegen
eine solche Regelung dar: Sie sei unpraktikabel; man solle beim steuerbaren
Einkommen ansetzen, da dieses durch die Zuschüsse für Kinderbetreuung steige; und
ein Abzug auf dem steuerbaren Einkommen könne für Leute mittleren Einkommens
interessanter sein, weil davon auch die Kita-Tarife betroffen seien. Erich Ettlin (cvp,
OW) wies darauf hin, dass man sich für einen Abzug auf dem Steuerbetrag, bei dem die
persönliche Situation berücksichtigt werde, oder für einen fixen Tarif entscheiden
müsse, beides gehe nicht. Gemäss Finanzminister Maurer stelle ein Abzug beim
Steuerbetrag überdies einen Paradigmenwechsel bei den Steuern dar, der zuerst in die
Vernehmlassung geschickt werden müsse. Mit 30 zu 12 Stimmen sprach sich der Rat in
der Folge gegen den Rückweisungsantrag aus. 
Umstritten blieb die Vorlage auch in der Detailberatung: Hier lag ein Antrag Föhn (svp,
SZ) vor, der bezüglich des Kinderabzugs dem Nationalrat folgen und diesen von CHF
6500 auf CHF 10'000 erhöhen wollte. Wie bereits im Erstrat wies Bundesrat Maurer vor
allem auf die Ausfälle bei der direkten Bundessteuer in der Höhe von CHF 350 Mio. hin,
die eine solche Regelung mit sich bringen würde. Kommissionssprecher Caroni erklärte,
dass eine solche Erhöhung keine Erwerbsanreize mit sich bringe und damit die
Zielsetzung der Vorlage verfehle. Peter Föhn entgegnete, dass Abzüge aufgrund von
Betreuungskosten diskriminierend seien für Eltern, die ihre Kinder selbst betreuten.
«Immer und immer wieder rühmen wir die Vorteile des sogenannten traditionellen
Familienbildes», betonte er, gleichzeitig schaffe man aber Anreize dafür, dass beide
Eltern arbeiteten «und die Kleinen sollen dann das Nachsehen haben». Mit dieser
Regelung solle man «Familien mit kleinen und mittleren Einkommen»
entgegenkommen. Damit widersprach er dem vorgängigen Hinweis von Roberto Zanetti,
wonach Familien erst ab einem steuerbaren Einkommen von CHF 170'000 von der
Vorlage profitieren würden. In der Folge sprach sich die Mehrheit des Ständerats mit 25
zu 19 Stimmen für die bundesrätliche Version aus und lehnte eine Erhöhung des
allgemeinen Kinderabzugs ab. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die
Vorlage mit 35 zu 5 Stimmen an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Simplifier la procédure des mariages, tel est le but de la motion déposée par Andrea
Caroni (plr, AR). Elle consiste en deux mesures. La première vise à abolir le délai
d'attente de 10 jours après la fin de la procédure préparatoire et la célébration du
mariage. Ce délai provenant de la coutume de la publication de bans, il ne fait selon le
motionnaire plus sens aujourd'hui. La deuxième mesure consiste en la suppression de
l'obligation de se marier devant deux témoins, qui n'a depuis 1995 plus de justification
juridique. Les personnes souhaitant tout de même se marier devant témoins pourront
continuer à le faire. La motion a été acceptée par le Conseil national lors de la session
d'hiver, par 92 voix contre 86 et 9 abstentions. L'objet avait été repris par Nadine
Masshardt (ps, BE), le député Caroni ayant entre temps été élu au Conseil des Etats. Il
statuera donc sur sa motion lorsque celle-ci passera devant la chambre des cantons. 3

MOTION
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Weil die Tessiner FDP eine Amtszeitbeschränkung von 16 Jahren für Volksvertreter
kennt, hätte Fulvio Pelli (TI) eigentlich nicht mehr zu den Nationalratswahlen antreten
dürfen. Die Statuten sehen allerdings Sonderbewilligungen vor, die dem
Parteipräsidenten und Aushängeschild der Tessiner FDP vom Parteivorstand auch
gewährt wurden. Pelli selber kündigte an, solange im Nationalrat zu bleiben, wie er
Präsident sei. Er war aufgrund der gehäuften Niederlagen seiner Partei bei kantonalen
Wahlen und der intransparenten Kommunikation in seiner Funktion als
Verwaltungsratspräsident bei der Tessiner Kantonalbank auch in der Südschweiz nicht
unumstritten. Seine äusserst knappe Wiederwahl in den Nationalrat – 54 Stimmen
verhalfen ihm dazu – liess die Kritiker ebenfalls nicht verstummen. Pelli selber gab nach
der Niederlage bei den eidgenössischen Wahlen bekannt, im April 2012 sein Amt
abzugeben. Dies habe er bereits vor zwei Jahren beschlossen. Als potentielle
Nachfolgerinnen und Nachfolger wurden Karin Keller-Sutter (SG), Philipp Müller (AG),
Christian Wasserfallen (BE), Ruedi Noser (ZH) und Andrea Caroni (AR) ins Spiel gebracht.
Keller-Sutter kündigte früh an, dass für sie das Amt als Parteipräsidentin mit jenem als
Ständerätin unvereinbar sei. Eine Findungskommission wurde im Dezember eingesetzt
und als Wahltermin der 21. April 2012 festgelegt. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.12.2011
MARC BÜHLMANN

Nach sieben Amtsjahren gab Fulvio Pelli (TI) am 21. April die Präsidentschaft der FDP
ab. Karin Keller-Sutter (SG) wäre als Nachfolgerin zuoberst auf der Wunschliste
gestanden, da sie aus der Deutschschweiz stammt, ein nationales Profil und die nötige
Konsenskompetenz aufweise, die es für dieses Amt brauche. Die St. Galler Ständerätin
sagte jedoch ab, weil für sie das Präsidialamt nicht mit dem Ständeratsmandat
vereinbar sei. Mit Ruedi Noser (ZH), Philipp Müller (AG), dem Vizepräsidenten Vincenzo
Pedrazzini (SZ), Andrea Caroni (AR), Martin Schmid (GR), Christian Wasserfallen (BE)
oder Pankraz Freitag (GL) wurden in der Presse einige mögliche Namen genannt, die
Findungskommission klagte jedoch über eine eigentliche Kandidatenflaute und
zahlreiche Absagen. Anfang März stellte die Kommission dann mit Pankraz Freitag (GL)
und Philipp Müller (AG) zwei unterschiedlich profilierte Papabili vor, die sich an
verschiedenen Hearings in den Kantonen präsentieren mussten. Dem medial besser
bekannten und in Bern auch besser vernetzten Müller wurden in der Presse die
besseren Chancen eingeräumt: Dem gelernten Gipser wurde eher zugetraut, aus der
FDP wieder eine Volksbewegung zu machen als dem von Wirtschaftskreisen
unterstützte Glarner Mathematiklehrer. Müller hatte sich allerdings in der Romandie
aufgrund seiner dezidierten und harten Asylpolitik nicht viele Freunde geschaffen. Zu
einer Kampfwahl kam es jedoch nicht, da sich Freitag Mitte März als Kandidat
zurückzog. Müller wurde am 22. April schliesslich ohne Gegenstimme mit 330 zu 0
Stimmen gewählt. Pelli wurde an derselben Abgeordnetenversammlung in Bern für seine
Leistungen für die FDP mit stehenden Ovationen geehrt. Zwar habe er den
Wählerschwund nicht aufhalten können, es sei ihm aber gelungen, interne

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.11.2012
MARC BÜHLMANN
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Grabenkämpfe zu lindern. Darüber hinaus dürfe die Fusion mit den Liberalen als Erfolg
verbucht werden. Die künftigen Erfolge der FDP würden auch eine Ernte von Pellis
Wirken sein. Müller startete mit einer eigentlichen Tour de Suisse in sein Präsidium.
Nach einigen Wochen mussten auch seine Kritiker anerkennen, dass der Neue für viel
Schwung und eine grössere Nähe zur Basis sorge. 5

Mitte November kürte die Bundeshausfraktion die Kandidierenden für das zweite
Vizepräsidium in beiden Parlamentskammern. 2016 wird die FDP den Vorsitz im
Stände- und im Nationalrat innehaben. Die von einer Fraktion vorgeschlagenen
Kandidierende werden im Normalfall gewählt und rücken vom zweiten Vize- zum ersten
Vizepräsident bzw. vom ersten Vize- zum Präsidenten auf. Um das Amt im Nationalrat
bewarben sich Christa Markwalder, Christian Wasserfallen und Andrea Caroni, während
für die kleine Kammer einzig die Kandidatur von Raphaël Comte anstand. Das
Ständeratsamt wäre eigentlich für den allerdings kurz zuvor verstorbenen Pankraz
Freitag vorgesehen gewesen. Nominiert wurden schliesslich Markwalder und Comte. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.11.2013
MARC BÜHLMANN

Obwohl man in der FDP den Lead des Nein-Lagers nicht übernehmen wollte, trat
schliesslich mit Andrea Caroni (fdp, AR) ein junges Aushängeschild die Führung der
Kampagne gegen die Pädophileninitiative an. Caroni stellte ein überparteiliches
Komitee zusammen, um den Rechtsstaat zu verteidigen. Die Initiative verletzte den
Grundsatz der Verhältnismässigkeit, und der Automatismus sowie die fehlende
Abstufung nach der Schwere einer Tat seien mit rechtsstaatlichen Ideen nicht
vereinbar. Das Engagement war mutig, da ein Einstehen gegen die von Parteipräsident
Philipp Müller als „unappetitliches Geschäft“ bezeichnete Initiative kaum Lorbeeren
versprach. Allerdings gewannen Caroni und seine Partei damit durchaus an Profil. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.03.2014
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2018, S. 1391 ff.; AB NR, 2018, S. 1770; AB SR, 2018, S. 801; NZZ, 29.9.18
2) AB SR, 2019, S. 409 ff.; Medienmitteilung WAK-SR vom 3.5.19
3) BO CN 2015, p.2182
4) Lib. und Blick, 23.4.11 (Sonderbewilligung); SoS, 28.9.11 (Kantonalbank); TA, 18.10.11; AZ, 24.10.11; SGT und SoS, 25.10.11; SoS
und AZ, 26.10.11; BaZ und SoS, 27.10.11; TA und NZZ, 29.10.11; SoS, 7.11.11; Presse vom 9.12. und 16.12.11; NZZ, 28.12.11.
5) BZ, 16.1.12; LT, 17.1.12; NZZ, 10.2.12; LT, 28.2.12; NLZ, 2.3.12; NZZ und SGT, 3.3.12; Presse vom 6.3. und 7.3.12; NZZ, 9.3.12;
Presse vom 14.3.12; TA, 16.3.12; NZZ, 2.4. und 14.4.12; Presse vom 23.4.12; NZZ, 24.10.12; LT, 7.11.12.
6) Blick, 10.11.13; NZZ, 15.11. und 17.11.13.
7) Blick, 20.2.14; SoZ, 16.3.14; AZ, 19.3.14; So-Bli, 20.7.14
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